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IM NAMEN DER REPUBLIK

Das Verwaltungsgericht Wien hat durch seine Landesrechtspflegerin Schussek

über die Beschwerde der Frau M. D. vom 3.4.2017 gegen den Bescheid des

Magistrates der Stadt Wien, Magistratsabteilung 40, Soziales, Sozial- und

Gesundheitsrecht, Sozialzentrum …, vom 15.3.2017, Zahl MA 40 -

SH/2017/01397525-001,

zu Recht  e r k a n n t:

Gemäß § 28 Abs. 1 VwGVG wird die Beschwerde als unbegründet abgewiesen.

E n ts c h e i d u n g s g r ü n de

Mit  Bescheid  des  Magistrats  der  Stadt  Wien  vom  15.03.2017,  MA  40   –

SH/2017/01397525-001, wurden die Anträge der Beschwerdeführerin vom

25.11.2016 und vom 06.03.2017 auf Zuerkennung einer Leistung zur Deckung

des Lebensunterhalts und Wohnbedarfs gemäß § 4 WMG abgewiesen.

Begründend dazu führte die Behörde im Wesentlichen aus, dass die

Beschwerdeführerin bereits eine abgeschlossene Schulausbildung

(Handelsschule) habe und im 2. Bildungswege die BHAK mache und laut

vorliegender Schulbesuchsbestätigung die 2. Klasse laufend besuche. Sie verfüge

bereits über eine für Erwerbszwecke geeignete abgeschlossene Ausbildung. Es
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sei nicht Aufgabe der Mindestsicherung, einer volljährigen Person, die bereits

über eine abgeschlossene Schul- bzw. Berufsausbildung verfügt, durch

Gewährung von Leistungen eine weitere (höhere) Ausbildung zu ermöglichen.

Sie könne Ihre Arbeitskraft derzeit allein deshalb nicht voll einsetzen, weil Sie

eine weiterführende Ausbildung absolviere. Sie erfüllen daher nicht die

allgemeinen Anspruchsvoraussetzungen für den Bezug von Leistungen der

Mindestsicherung. Ihr Antrag sei daher abzuweisen.

Gegen diesen Bescheid richtet sich die fristgerechte Beschwerde vom

03.04.2017, in welcher die Beschwerdeführerin im Wesentlichen ausführt, dass

sie 2015 ihre HAS-Ausbildung absolviert habe und seither den Aufbaulehrgang

besuche, um die Matura zu machen. Sie habe seit 2013 geringfügig und

manchmal auch Teilzeit neben der Schule gearbeitet und dennoch gute Erfolge in

der Schule verbucht. Sie besuche derzeit die 2. Klasse des Aufbaulehrgangs und

möchte im kommenden Jahr die Matura machen. Sie sei derzeit im 6. Monat

schwanger und besuche aber weiterhin die Schule. Sie bekomme jedoch keinerlei

Unterstützung. Das AMS nehme sie nicht, weil sie ihre Matura machen möchte

anstatt die Schule abzubrechen. Sie bekomme auch keine Unterstützung von der

MA 40, da der Aufbaulehrgang als weiterführende Ausbildung gewertet werde.

Sie ersuche um finanzielle Unterstützung, da ihr derzeit sowieso niemand einen

Job geben würde, da sie eben im 6. Monat schwanger sei.

Die Magistratsabteilung 40 legte die Beschwerde mit dem Bezug habenden Akt

dem Verwaltungsgericht Wien vor.

Aus dem vorgelegten Verwaltungsakt ergibt sich folgender verfahrensrelevanter

Sachverhalt:

Die Beschwerdeführerin hat sowohl am 25.11.2016 als auch am 06.03.2017

einen Antrag auf Mindestsicherung gestellt.

Sie ist 1995 geboren und russische Staatsbürgerin. Laut Auskunft aus dem

Zentralen Melderegister war sie bis 03.05.2017 an der Adresse Wien, Z.-Gasse

(elterlicher Haushalt) gemeldet. Seit 03.05.2017 ist die Adresse Wien, Q.-Straße

als Hauptwohnsitz eingetragen. Sie war zuletzt im Zeitraum von 24.11.2016 bis
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13.02.2017 arbeitslos gemeldet und hat auch Arbeitslosengeld bezogen. Sie war

gemäß vorliegenden Sozialversicherungsauszug im Zeitraum von 02.07.2012 bis

31.08.2016 immer wieder als Angestellte bzw. geringfügig beschäftigte

Angestellte bei F. beschäftigt.

Laut Auskunft des zuständigen Finanzamtes bezieht ihre Mutter nach wie vor

laufend Familienbeihilfe bis zumindest Oktober 2017. Die Beschwerdeführer hat

lt. eigenen Angaben einen HAS-Abschluss (2015) und besucht lt. vorliegender

Schulbesuchsbestätigung die 2. Klasse des Aufbaulehrgangs der

Bundeshandelsakademie und Bundeshandelsschule Wien. Lt. telefonischer

Auskunft findet der besuchte Aufbaulehrgang vormittags mit 27 Wochenstunden

statt; Schulbeginn ist 08:00 Uhr.

Rechtlich ist dieser Sachverhalt wie folgt zu beurteilen:

Gemäß § 28 Abs. 1 VwGVG hat das Verwaltungsgericht die Rechtssache durch

Erkenntnis zu erledigen, sofern die Beschwerde nicht zurückzuweisen oder das

Verfahren einzustellen ist.

Sofern das Verwaltungsgericht nicht Rechtswidrigkeit wegen Unzuständigkeit der

Behörde gegeben findet, hat es den angefochtenen Bescheid gemäß § 27 VwGVG

auf Grund der Beschwerde (§ 9 Abs. 1 Z 3 und 4) oder auf Grund der Erklärung

über den Umfang der Anfechtung (§ 9 Abs. 3) zu überprüfen.

Die maßgeblichen Bestimmungen des Wiener Mindestsicherungsgesetzes (WMG)

lauten wie folgt:

Leistungen der Bedarfsorientierten Mindestsicherung

§ 3.

Erfasste Bedarfsbereiche

(1) Die Bedarfsorientierte Mindestsicherung deckt den Mindeststandard in den
Bedarfsbereichen Lebensunterhalt, Wohnen, Krankheit, Schwangerschaft und Entbindung
ab.
(2) Der Lebensunterhalt umfasst den Bedarf an Nahrung, Bekleidung, Körperpflege,
Hausrat, Heizung und Energie sowie andere persönliche Bedürfnisse, zu denen auch die
soziale und kulturelle Teilhabe zählt.
(3) Der Wohnbedarf umfasst den für die Gewährleistung einer angemessenen
Wohnsituation erforderlichen Aufwand an Miete, Abgaben und allgemeinen
Betriebskosten.
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(4) Der Bedarf bei Krankheit, Schwangerschaft und Entbindung umfasst den Aufwand,
der bei Bezieherinnen und Beziehern einer Ausgleichszulage aus der
Pensionsversicherung durch die gesetzliche Krankenversicherung im Rahmen der Wiener
Gebietskrankenkasse abgedeckt ist.

§ 4.
Allgemeine Anspruchsvoraussetzungen

(1) Anspruch auf Leistungen der Bedarfsorientierten Mindestsicherung hat, wer
1. zum anspruchsberechtigten Personenkreis (§ 5 Abs. 1 und 2) gehört,
2. seinen Lebensmittelpunkt in Wien hat, sich tatsächlich in Wien aufhält und seinen
Lebensunterhalt in Wien bestreiten muss,
3. die in § 3 definierten Bedarfe nicht durch den Einsatz seiner Arbeitskraft, mit
eigenen Mitteln oder durch Leistungen Dritter abdecken kann,
4. einen Antrag stellt und am Verfahren und während des Bezuges von Leistungen der
Bedarfsorientierten Mindestsicherung entsprechend mitwirkt.
(2) Ein Anspruch auf Mindestsicherung des Lebensunterhalts und Wohnbedarfs
einschließlich Mietbeihilfe besteht ab einem errechneten Mindestbetrag von fünf Euro
monatlich.
(3) Personen, die bereits eine für Erwerbszwecke geeignete abgeschlossene
Ausbildung oder eine Schulausbildung auf Maturaniveau haben und ihre
Arbeitskraft allein deshalb nicht voll einsetzen können, weil sie eine
weiterführende Ausbildung absolvieren, steht ein Anspruch auf Leistungen aus
der Bedarfsorientierten Mindestsicherung nicht zu.

§ 14.
Einsatz der Arbeitskraft

Mitwirkung an arbeitsintegrativen Maßnahmen

(1) Hilfe suchende oder empfangende Personen sind verpflichtet, zumutbare
Beschäftigungen anzunehmen, sich nach- oder umschulen zu lassen, an einer Maßnahme
zur Wiedereingliederung in den Arbeitsmarkt teilzunehmen und von sich aus alle
zumutbaren Anstrengungen zur Erlangung einer Beschäftigung zu unternehmen. Diese
Pflichten bestehen insbesondere auch dann, wenn mit einer ausgeübten Beschäftigung
der Lebensunterhalt und Wohnbedarf nicht gedeckt werden kann oder das volle
Beschäftigungsausmaß nicht erreicht wird. Wenn die Hilfe suchende oder empfangende
Person nach angemessener Frist keinen geeigneten Arbeitsplatz erlangen kann, ist sie
verpflichtet, auch Arbeitsmöglichkeiten zu ergreifen, die nicht unmittelbar ihrer
beruflichen Eignung und Vorbildung entsprechen, die ihr jedoch im Hinblick auf diese
zugemutet werden können. Bei weiter andauernder Arbeitslosigkeit ist sie verpflichtet,
andere Arbeitsmöglichkeiten zu ergreifen, auch wenn sie nicht der beruflichen Eignung
und Vorbildung entsprechen.

(2) Der Einsatz der eigenen Arbeitskraft darf nicht verlangt werden von Personen, die
1. das Regelpensionsalter nach dem ASVG erreicht haben,
2. erwerbsunfähig sind,
3. Betreuungspflichten gegenüber Kindern haben, welche das dritte Lebensjahr noch
nicht vollendet haben und keiner Beschäftigung nachgehen können, weil keine
geeigneten Betreuungsmöglichkeiten zur Verfügung stehen,
4. pflegebedürftige Angehörige, welche ein Pflegegeld mindestens der Stufe 3 beziehen,
überwiegend betreuen,
5.  Sterbebegleitung  oder  Begleitung  von  schwersterkrankten  Kindern  (§§  14a,  14b
Bundesgesetz, mit dem arbeitsvertragsrechtliche Bestimmungen an das EG-Recht
angepasst, Arbeitsvertragsrechts-Anpassungsgesetz– AVRAG, und das
Angestelltengesetz, das Gutsangestelltengesetz und das Hausgehilfen- und
Hausangestelltengesetz geändert werden) leisten,
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6. in einer bereits vor Vollendung des 18. Lebensjahres begonnenen und
zielstrebig verfolgten Erwerbs- oder Schulausbildung stehen, sofern sie noch
keine abgeschlossene Erwerbsausbildung oder Schulausbildung auf
Maturaniveau haben.

Im konkreten Fall war die Beschwerde durch das Verwaltungsgericht Wien gemäß

§ 27 VwGVG dahingehend zu prüfen, ob die Abweisung des Antrags auf

Zuerkennung von Leistungen der Bedarfsorientierten Mindestsicherung mangels

Erfüllen der Anspruchsvoraussetzungen rechtmäßig erfolgte.

Zum verpflichtenden Einsatz der Arbeitskraft in der Bedarfsorientierten

Mindestsicherung:

Gemäß  §  4  Abs.  3  WMG  steht  Personen,  die  bereits  eine  für  Erwerbszwecke

geeignete abgeschlossene Ausbildung oder eine Schulausbildung auf

Maturaniveau haben und ihre Arbeitskraft allein deshalb nicht voll einsetzen

können, weil sie eine weiterführende Ausbildung absolvieren, ein Anspruch auf

Leistungen aus der Bedarfsorientierten Mindestsicherung nicht zu.

Der VwGH hat bereits zum Sozialhilferecht ausgesprochen, dass dann, wenn eine

Person bereits über eine abgeschlossene Ausbildung verfügt und dadurch ihre

Erwerbsbefähigung voll gegeben ist, eine darüber hinausgehende Ausbildung

keine Voraussetzung für eine Erwerbsbetätigung darstellt und nicht aus den

Mitteln der Sozialhilfe zu unterstützen ist. (VwGH vom 30.09.2015,

GZ: Ro 2015/10/0023, vgl. auch E 17.10.1995, 95/08/0110 u.a.) Dies ist

jedenfalls auf das Wiener Mindestsicherungsgesetz übertragbar.

Nach dem im WMG geltenden Grundsatz der Subsidiarität ist die

Bedarfsorientierte Mindestsicherung demnach Hilfe suchenden Personen, sofern

diese über eine für eine Teilnahme am Arbeitsmarkt geeignete Ausbildung

verfügen, nur so weit zu gewähren, als Bereitschaft zum Einsatz der eigenen

Arbeitskraft besteht und der jeweilige Bedarf nicht durch eigene Mittel oder

Leistungen Dritter tatsächlich gedeckt wird.

§ 14 Abs. 2 WMG sieht jene Fälle in demonstrativer Aufzählung vor, in welchen

der Einsatz der Arbeitskraft nicht verlangt werden darf.
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Auf Grund des vorliegenden Akteninhaltes und der Ermittlungsergebnisse wird

nachstehender Sachverhalt als erwiesen festgestellt:

Im konkreten Fall verfügte die Beschwerdeführerin zum Zeitpunkt ihrer

Antragstellung bereits über einen Handelsschulabschluss.

Die österreichische Handelsschule ist eine berufsbildende mittlere Schule und

bedarf es zum Abschluss einer Prüfung. Sie umfasst einen dreijährigen

Bildungsgang und dient der kaufmännischen Berufsausbildung für alle Zweige der

Wirtschaft  (§  60  Abs.  1  SchOG).  Es  kann  daher  jedenfalls  von  einer  für

Erwerbszwecke geeigneten abgeschlossenen Ausbildung gesprochen werden.

Die Beschwerdeführerin war (mit Unterbrechungen) im Zeitraum von 02.07.2012

bis 31.08.2016 erfolgreich Teil des Arbeitsmarktes. Derzeit besucht die

Beschwerdeführerin die 2. Klasse des Aufbaulehrgangs in Wien. Es liegen weder

Nachweis vor, noch wurde dies von der Beschwerdeführerin behauptet, dass

diese bemüht war bzw. ist, trotz ihrer derzeitigen Ausbildung, eine

Vollzeitarbeitsstelle zu erlangen. Hierbei ist noch anzumerken, dass es schon auf

Grund der gewählten Ausbildungsform mit „Tagesschule“ durch die zeitliche

Bindung (Schulbeginn 8:00 Uhr) nicht möglich erscheint die Arbeitskraft voll

einsetzen zu können.

Des Weiteren ist festzuhalten, dass die Beschwerdeführerin den Aufbaulehrgang

erst nach ihrem Handelsschulabschluss im Jahr 2015, zu diesem Zeitpunkt war

die Beschwerdeführerin bereits über 18 Jahre, begonnen hat, womit ihr die

Ausnahmebestimmung gemäß § 14 Abs. 2 Z 6 WMG nicht zugutekommt und

daher von ihr der Einsatz der eigenen Arbeitskraft zu verlangen ist.

Die Bedarfsorientierte Mindestsicherung stellt kein arbeitsloses Grundeinkommen

dar (vgl. auch VwGH 30.09.2015, Ro 2015/10/0023). Sofern eine hilfebedürftige

Person eine für Erwerbszwecke geeignete Ausbildung abgeschlossen hat, ist

diese verpflichtet, ihre Arbeitskraft, zumindest in Form der Teilnahme an

arbeitsintegrativen Maßnahmen, voll einzusetzen. Für den Fall, dass innerhalb

angemessener Frist kein der Vorbildung entsprechender Arbeitsplatz gefunden

werden kann, sind Hilfe suchende bzw. empfangende Personen auch verpflichtet,

eine Arbeitsmöglichkeit zu ergreifen, die nicht unmittelbar der beruflichen
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Eignung und Vorbildung entsprechen. Bei weiter andauernder Arbeitslosigkeit

sind Hilfe suchende bzw. empfangende Personen darüber hinaus verpflichtet,

auch andere Arbeitsmöglichkeiten zu ergreifen, auch wenn sie nicht der

beruflichen Eignung und Vorbildung entsprechen (§ 14 Abs. 1 WMG).

Entsprechend den oben dargelegten Grundsätzen sowie anhand der eindeutigen

gesetzlichen Bestimmungen des WMG kann es nicht als Aufgabe der

Bedarfsorientierten Mindestsicherung angesehen werden, Personen, welche über

eine abgeschlossene Ausbildung verfügen, durch Leistungszuerkennung eine

höherwertiger Ausbildung zu finanzieren.

Dies stünde nicht nur im Widerspruch zum Subsidiaritätsprinzip der

Bedarfsorientierten Mindestsicherung, sondern würde auch den von ihr

angestrebten Zielen, nämlich der raschen Eingliederung in den Arbeitsmarkt, der

Resozialisierung und der Befähigung zur Selbsthilfe (vgl. § 1 und 2 WMG)

entgegenstehen. Demnach kann auch der Begriff der „weiterführenden“

Ausbildung im Sinne des § 4 Abs. 3 WMG nur so verstanden werden, dass jede

Ausbildung, die zusätzlich, zu einer bereits bestehenden, für die Integration in

den Arbeitsmarkt geeigneten Vorbildung, angestrebt wird, als „weiterführend“

(im Sinne eines Erwerbs an weiteren, zusätzlichen Qualifikationen – unabhängig

ob in der erlernten Berufssparte, auf dem Gebiet der bereits absolvierten

Vorbildung, oder aber in einer gänzlich anderen Sparte) anzusehen ist.

Daraus folgt, dass die Beschwerdeführerin, obwohl eine Schulausbildung mit

Handelsschulabschluss besteht gemäß § 4 Abs. 3 WMG aufgrund einer

weiterführenden Ausbildung (Tagesschule Aufbaulehrgang) ihre Arbeitskraft nicht

voll einsetzen kann, und dadurch nicht zum anspruchsberechtigten Personenkreis

für Leistungen der Bedarfsorientierten Mindestsicherung zählt, weswegen die

Abweisung durch die belangte Behörde rechtmäßig erfolgte.

Abschließend darf noch darauf hingewiesen werden, dass Eltern für ihre Kinder

grundsätzlich bis zum Erreichen deren Selbsterhaltungsfähigkeit - in bestimmten

Fällen aber auch für einen Zeitraum nach einer bereits einmal eingetretenen

Selbsterhaltungsfähigkeit - unterhaltsverpflichtet sind, weswegen auch eine

eventuell andauernde oder aber wiederaufgelebte Unterhaltspflicht der Eltern der
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Beschwerdeführerin nicht per se unmöglich scheint, zumal die Eltern nach wie

vor Familienbeihilfe beziehen und die Beschwerdeführerin auch bis zum

03.05.2017 im elterlichen Haushalt gewohnt hat. Dieser Umstand wäre bei einer

neuerlichen Antragstellung zu überprüfen, ebenso woher die Geldmittel für den

Umzug kommen und ob die Beschwerdeführer über Vermögen verfügt. Jedenfalls

wäre auch die neue Wohnsituation abzuklären.

Es war sohin spruchgemäß zu entscheiden und die Beschwerde als unbegründet

abzuweisen.

In sinngemäßer Anwendung des § 24 Abs. 2 Z 3 VwGVG iVm § 24 Abs. 4 VwGVG

konnte die Durchführung einer öffentlichen mündlichen Verhandlung entfallen.

B e l e h r u n g

Gegen diese Entscheidung besteht gemäß § 54 VwGVG die Möglichkeit der

Erhebung einer Vorstellung beim zuständigen Richter des Verwaltungsgerichts

Wien. Die Vorstellung ist schriftlich innerhalb von zwei Wochen ab dem Tag der

Zustellung der Entscheidung einzubringen.

Landesrechtspflegerin
Schussek


